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Anfrage der CDU-Fraktion vom 16.02.2016 – Umbenennung des HFWR-Ausschuss in HFWRE-
Ausschuss zu Beginn der Legislaturperiode 2011/2016 ; ANF/3168/2016  
 
 
Sehr geehrter Herr Roth, 
 
Ihre Anfrage vom 18.02.2016 beantworte ich wie folgt: 
 
Aus welchem Anlass wurde zu Beginn der Legislaturperiode 2011/2016 der HFWR-Ausschuss in 
HFWRE-Ausschuss umbenannt?  
 
Der HFWR-Ausschuss wurde in der zweiten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung dieser 
Legislaturperiode vom 25.05.2011 in HFWRE-Ausschuss umbenannt.  
Anlass war ein Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/die Grünen (STV/0100/2011, Ziff. 1) 
vom 17.05.2011 betreffend einer Änderung des § 16 Ziff. 1 der Geschäftsordnung der 
Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Gießen.  
 
In der Aussprache zum Antrag wurde das Anliegen damit begründet, dass europapolitische 
Angelegenheiten auf kommunaler Ebene immer wichtiger werden. Bei entsprechenden 
Anfragen/Anträgen erscheine der Haupt-, Finanz-, Wirtschafts- und Rechtsausschuss geeignet, um 
sich mit diesen zu befassen.  
 
Der Antrag wurde einstimmig beschlossen [Ja: SPD, CDU, GR, FW, LINKE, FDP, LINKES BÜNDNIS, 
BLG; StE: PIRATEN]. 
 
 
Zusatzfrage: Wie viele Anträge/Anfragen gab es in den vergangenen 5 Jahren, die einen 
unmittelbaren „Europa“-Bezug hatten? 
 
In den vergangenen fünf Jahren gab es zwei Anträge, die einen unmittelbaren „Europa“-Bezug 
hatten:  
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Thiemo Roth 
CDU-Fraktion 
 
über 
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27. Sitzung am 10.02.2014: 
Schaffung eines Europabüros 
- Antrag der FDP-Fraktion vom 18.01.2014 - 
STV/1966/2014 
  
38. Sitzung am 28.09.2015: 
Kommunale Daseinsvorsorge nicht durch Freihandelsabkommen gefährden 
- Antrag der Fraktionen Linkes Bündnis/Bürgerliste Gießen und Die Linke. vom 15.09.2015 - 
STV/2911/2015 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dietlind Grabe-Bolz 
Oberbürgermeisterin 
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